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der Bestimmung zum Schutz richterlicher Unabhängigkeit 
Strafbestimmungen
— zum Amtsmißbrauch (§ 244 a)

(Ausnutzung von staatlichen oder gesellschaftlichen Befug­
nissen oder einer beruflichen oder gesellschaftlichen Stel­
lung oder Tätigkeit zur Bereicherung oder zum Verschaf­
fen anderer erheblicher Vorteile zum Nachteil des Gemein­
wohls),

— zu Straftaten in Ausübung staatlicher Tätigkeit (§ 244 b) 
sowie

— zur Verletzung des Steuergeheimnisses (§ 244 c) 
neu eingefügt.

Zu verweisen ist in diesem Zusammenhang auch auf die 
Neueinfügung des § 135 а in das 3. Kapitel des Besonderen 
Teils, durch den die Bürger vor einem Mißbrauch staatlicher 
Tätigkeit sowie einem rechtswidrigen Angriff auf die persön­
liche Sphäre durch unberechtigtes Abhören geschützt werden 
sollen.

Aufgehoben wurde letztlich im 8. Kapitel die Bestimmung 
des § 249 (Beeinträchtigung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit durch asoziales Verhalten). Hier hat sich in der 
Vergangenheit das Strafrecht als nicht geeignet erwiesen, um 
auf solche Verhaltensweisen — arbeitsscheues Verhalten oder 
Prostitution — wirksam zu reagieren und diese sicherlich 
gesellschaftlich nicht zu akzeptierenden Verhaltensweisen 
spürbar zurückzudrängen.

Neufassung des 5. Kapitels des Besonderen Teils des StGB * 266

Im Prozeß der Gestaltung einer sozialen Marktwirtschaft in 
der DDR und der Einführung der auf dem Staatsvertrag 
beruhenden Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion ab 
1. Juli 1990 war im StGB eine Entscheidung über die künftige 
einheitliche Regelung der Bestimmungen zum Schutz des 
Eigentums sowie der Gestaltung künftiger Bestimmungen 
zum Schutz der Wirtschaft zu treffen. Gleichzeitig ergab sich 
vor allem auf diesem Gebiet ein besonderes Erfordernis, diese 
Bestimmungen weitgehend an die entsprechenden Strafbe­
stimmungen der Bundesrepublik Deutschland anzugleichen, 
um bei allen eigentums-, gesellschafts-, Steuer- und wirt­
schaftsrechtlichen Regelungen einen adäquaten strafrecht­
lichen Schutz anzustreben. Aus diesem Grund wurde auf eine 
Zusammenführung und Neugestaltung der §§ 157 bis 164 und 
§§ 177 bis 184 verzichtet. Die Bestimmungen im StGB der 
BRD §§ 242 (Diebstahl), 246 (Unterschlagung), 263 (Betrug),
266 (Untreue) wurden als §§ 157 bis 159 sowie § 163 in das 
StGB der DDR übernommen. Beibehalten wurde noch die 
Eigentumsverfehlung (§ 160) und die Bestrafung von schweren 
Fällen des Diebstahls, der Unterschlagung, des Betrugs, des 
Mißbrauchs der Datenverarbeitung und der Untreue (§ 164), 
die auf der bisherigen Konzeption im Strafrecht der DDR 
beruhen.

Neu aufgenommen in das StGB wurden ferner als §§ 173 
bis 177 Straftatbestände zum Subventionsbetrug, Kapitalan­
lagenbetrug, Versicherungsbetrug, Kreditbetrug sowie Miß­
brauch von Scheck- und Kreditkarten (Angleichung an die 
§§264, 264 a, 265, 265 b, 266 b StGB BRD) sowie Strafbestim­
mungen zum Konkurs als §§ 178 bis 182 (Bankrott und 
schwere Fälle, Verletzung der Buchführungspflicht, Gläubi­
gerbegünstigung und Schuldnerbegünstigung in Angleichung 
an die §§ 283 bis 283 d StGB BRD). Hierzu gibt es bisher im 
Strafrecht der DDR keine Erfahrungen, so daß es auf diesem 
Gebiet einer gründlichen Analyse der Rechtsprechung der 
BRD bedarf. Voraussetzung für die Anwendung des Tatbe­
stands des Subventionsbetrugs ist noch der Erlaß eines 
Subventionsgesetzes.

Auf der Grundlage der Festlegungen in Ziff. 19 der An­
lage III zum Staatsvertrag wurden im 5. Kapitel die bis­
herigen §§ 165 bis 173 aufgehoben. Diese Regelungen beruhten 
weitgehend auf planwirtschaftlichen Strukturen oder ent­
sprachen den Erfordernissen einer sozialistischen Volkswirt­
schaft. Neu eingefügt in das 5. Kapitel wurden die Bestim­
mungen über Datenveränderung (§ 166) und Computer­
sabotage (§ 167) sowie über Wucher (§ 169).

Wichtige und zum Teil außerordentlich umfangreiche 
Regelungen zum strafrechtlichen Schutz der Wirtschaft 
befinden sich darüber hinaus in einer Vielzahl strafrechtlicher 
Nebengesetze, die ebenfalls mit dem 1. Juli 1990 für die DDR 
übernommen und an das Strafrecht der DDR angepaßt 
wurden. Das betrifft insbesondere die Strafbestimmungen in 
der Abgabenordnung, dem Außenwirtschaftsgesetz, dem 
Aktiengesetz, dem GmbH-Gesetz, dem Genossenschaftsgesetz 
und dem Preisgesetz. So werden z. B. durch das Abgaben­
gesetz alle Steuer- und Zollstraftaten erfaßt. Der frühere § 176

(jetzt 172 StGB) stellt neben der Verkürzung von Beiträgen 
zur Sozialversicherung nur noch die Verkürzung solcher 
Abgaben oder anderen Abführungen an den Staatshaushalt 
unter Strafe, die nicht von der Abgabenordnung erfaßt 
werden (z. B. ökonomische Abgaben der Landwirtschaft bis 
Ende 1990 oder Subventionen und Preisausgleich sowie 
Umbewertungsdifferenzen).

Zu weiteren Änderungen von Gesetzen durch das 6. StÄG

Die mit dem 6. StÄG weiter vorgenommenen Änderungen der 
Strafprozeßordnung, des Einführungsgesetzes zum Strafge­
setzbuch und zur Strafprozeßordnung, des Strafregister­
gesetzes sowie des Strafvollzugsgesetzes beinhalten notwen­
dige Anpassungsmaßnahmen an die vorgeschlagenen Ände­
rungen im Strafgesetzbuch. Darüber hinaus wurden die An­
forderungen an die Gestaltung des Strafprozeßrechts, die sich 
aus dem Gemeinsamen Protokoll über Leitsätze und aus der 
Anlage III zum Staatsvertrag mit der Bundesrepublik 
Deutschland ergeben, umgesetzt. Wesentlich erweitert wurden 
die Ausgestaltung des Rechts auf Verteidigung (§ 64 StPO) 
und die Rechte des Verdächtigen (§ 95 Abs. 3 und 4 StPO). 
Völlig neu gefaßt wurden die Bestimmungen über die 
Kassation (6. Kap. der StPO). Künftig ist die Kassation nur 
noch zugunsten des Verurteilten zulässig.

Die Aufnahme des § 6 а in das Paßgesetz entspricht inter­
nationalen Erfahrungen und dient dem Schutz rechtlicher 
Regelungen für einen ordnungsgemäßen Reiseverkehr. Sie 
steht zugleich im unmittelbaren Zusammenhang mit der 
ersatzlosen Streichung des § 213 StGB.

Die Änderungen im OWG ergeben sich vor allem daraus, 
daß in Umsetzung des Staats Vertrages zwischen den Regie­
rungen der DDR und der BRD u. a. die Übernahme bzw. die 
Angleichung einer Reihe von Rechtsvorschriften der Bundes­
republik Deutschland zur Realisierung der Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion vorgenommen wurde. Das be­
trifft u. a. das Aktiengesetz, das Handelsgesetzbuch und die 
Abgabenordnung. Diese Rechtsvorschriften enthalten z. T. 
Ordnungsstrafen über 100 000 DM und sehen auch eine ord­
nungsstrafrechtliche Verantwortlichkeit für juristische Perso­
nen vor. Eine Verantwortlichkeit für juristische Personen war 
bisher im geltenden Recht der DDR nicht enthalten, und die 
Obergrenze der Ordnungsstrafen war auf 10 000 M begrenzt. 
Daher war es erforderlich, das OWG der DDR entsprechend 
zu ergänzen bzw. zu ändern und auch die Verjährungsfristen 
auf der Grundlage des OWiG/BRD neu zu regeln.

Reform des Zivilprozeßrechts 
in der DDR
Justizoberrat Dr. GUSTAV-ADOLF LÜBCHEN,
Ministerium der Justiz

Generelle Ziel- und Aufgabenstellung der Reform

Mit dem von der Volkskammer am 29. Juni 1990 beschlosse- 
nenen Gesetz über die Änderung und Ergänzung der Zivil­
prozeßordnung* wird Festlegungen entsprochen, die sich aus 
dem Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirt­
schafts- und Sozialunion zwischen der Deutschen Demokrati­
schen Republik und der Bundesrepublik Deutschland vom 
18. Mai 1990 für die Gestaltung der Rechtspflege in der DDR 
ergeben. Das Zivilprozeßrecht der DDR wird in Übereinstim­
mung mit den Anforderungen aus Anlage III Abschn. II 
Ziff. 21 Buchet, b) sowohl hinsichtlich des Erkenntnisverfah­
rens als auch in bezug auf das Vollstreckungsverfahren auf 
die Anforderungen ausgerichtet, die sich aus der sozialen 
Marktwirtschaft und der Durchsetzung rechtsstaatlicher 
Grundsätze im gerichtlichen Verfahren ergeben. Gleichzeitig 
wurde die Novellierung der Zivilprozeßordnung dazu ge­
nutzt, Forderungen und Erfahrungen aus der bisherigen 
Rechtsanwendungspraxis Rechnung zu tragen.

Die vorgesehenen Änderungen und Ergänzungen erfassen 
die Zivilprozeßordnung in der ganzen Breite, so daß es ge­
rechtfertigt ist, von einer Reform zu sprechen. Besonderes An­
liegen der Novellierung ist es, in allen Teilen und Abschnitten 
des Gesetzes die Position der Prozeßparteien zu stärken, alle 
Vorschriften, die die Privatautonomie in den zivilrechtlichen
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